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Neuaufstellung: So stärken 
wir den Katastrophenschutz 

in Rheinland-Pfalz 
Aktuelle Gefährdungsszenarien - angefangen bei den zunehmenden 
Extremwetterereignissen im Zuge des Klimawandels bis hin zu den 
Auswirkungen des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine - ver­
deutlichen die Rolle des Katastrophenschutzes für die Innere Sicher­
heit. Vor diesem Hintergrund hat die Landesregierung im Spätsom­
mer 2022 angekündigt, den Katastrophenschutz in Rheinland-Pfalz 
neu auszurichten. 

Im Wesentlichen besteht die Neu­
aufste llung aus einer Stärkung der 
Landesstrukturen, e iner Stärkung der 
kommunalen Strukturen und e iner 
Anpassung der rechtlichen Rahmen­
bedingungen. Das Ziel sind wider­
standsfähige Strukturen auf allen 
E benen und eine effektive Verne t­
zung aller relevanten Akteure. Minis­
te rpräsident Alexander Schweitzer 
und ich haben im September dieses 
Jahres den Regierungsentwurf für 
e in neues Landesbrand- und Kata­
strophenschutzgesetz vorgestellt. In 
diesen Gesetzentwurf sind sowohl 
die E rgebnisse der Enquete-Kommis­
sion des Landtags „Zukunftsstrate­
gien zur Katastrophenvorsorge" als 
auch die Expertise von Fachleuten, 
darunter die Brand- und Katastro­
phenschutzinspekteure der Land­
kre ise und kreisfreien Städte, einge­
flossen. Dieses G esetz wird e ine 
zentrale Säule in der Neuaufstellung 
des Katastrophenschutzes bilden und 
unte rstreicht den Schwerpunkt, den 
die Landesregierung auf diesen Be­
re ich legt. 

Starke Landesstrukturen zur 
bestmöglichen Unterstützung 
der Kommunen 
Dennoch werden auch die landesei­
genen Strukturen gestärkt, um die 
Kommunen bestmöglich unterstüt­
zen zu können. Die Mittel im Brand-

und Katastrophenschutz erhöhen wir 
mit dem aktue ll vorgestellten Haus­
haltsentwurf von rund 95 Millionen 
E uro im Doppelhaushalt 2023/2024 
auf nunmehr rund 142 Millionen 
Euro im Doppelhausha lt 2025/2026. 
D as ist e ine Steigerung auf das 1,5-
fache. 

Ich habe bereits im Januar 
2023 neue, hochmodern ausgestattete 
Räumlichke iten an de r Feuerwehr­
und Katastrophenschutzakademie des 
Landes Rhein land-Pfalz (LFKA) 
vorgestell t, die ab sofort für die Stabs­
arbe it im Ernstfall genutzt werden 
können. Neben de m technischen 
Equipment verfügt der Standort auch 
übe r die passende Infrastruktur für 
die Bewältigung lang andauernder 
Lagen. 

Zudem wurden im August die­
ses Jahres zwei neue Polizeihub­
schrauber mit Winden und e ine m 
größeren Außenlöschbehälter zur Be­
kämpfung von Wald- und Vegetati­
onsbränden vorgeste llt, die zentrale 
E insatzmittel für Polizei und Kata­
strophenschutz darstellen. 

Schneller vor der Lage: 
Lagezentrum Bevölkerungsschutz 
E in weite rer Meilenstein auf dem 
Weg zur Neuaufste llung des rhe in­
land-pfälzischen Katastrophenschut-
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zes ist die E inrichtung eines 2417-be­
setzten Lagezentrums für den Be­
völke rungsschutz. Hie r werden künf­
tig alle landesweit re levanten Infor­
mationen zusammengetragen und 
ausgewerte t, um im Fall der Fälle 
schnellstmöglich auf ein umfassen­
des Lagebi ld a ls Entscheidungs- und 
Handlungsgrundlage zurückgreifen 
zu können. Diese Form des Lage­
zentrums stellt bundesweit ein abso­
lutes Novum für die Flächenländer 
dar und setzt damit neue Maßstäbe. 
Die Inbe triebnahme wird noch in 
diesem Jahr erfolgen. 

Ein Landesamt für Brand­
und Katastrophenschutz wird 
aufgebaut 
Die neu ausgesta tte ten Räumlich­
keiten zur Stabsarbe it in der LFKA 
und das geplante Lagezentrum Be­
völkerungsschutz sind zwei wichtige 
Zwischenetappen auf dem Weg zur 
E rrichtung eines Landesamtes für 
Brand- und Katastrophenschutz 
(LfBK). Dieses Landesamt wird die 
bestehenden Strukturen des Landes 
bündeln und sowo hl bisherige a ls 
auch zusätzliche Aufgaben im Be­
re ich des Bevölkerungsschutzes er­
füllen. Der rheinland-pfälzische Land­
tag ha t die Errichtung des Landes­
amtes am 11. Juli 2024 beschlossen, 
und es wird bereits zum Jahreswech­
sel, am 1. Januar 2025, an den Sta rt 
gehen. 

Stärkung der kommunalen Kata­
strophenschutz-Strukturen 
Neben den Anpassungen auf Lan­
desebene sollen auch die kommuna­
len Ka tastrophenschutz-Strukturen 
weite r gestärkt werden. Hierfür ha t 
das Land unter anderem über e in 
Sonderförderprogramm gezielt gelän­
degängige und wasserdurchfahrts­
fähige Einsatzfahrzeuge bezuschusst, 
die für Waldbrände und Flute re ig­
nisse benötigt werden. Insgesamt 35 
Einsatzmittel zur Bekämpfung von 
Wald- und Vegetationsbränden oder 
Starkregenereignissen konnten so ge­
fördert werden. Zudem hat das Land 
den Kommun en acht Tanklöschfahr­
zeuge (TLF 3000) zur Verfügung ge­
stellt, die besonders gut geeigne t für 
E insätze in unwegsamem Gelände 
sind. 



Die Landesregierung unter­
stützt die Bildung von Katastrophen­
schutzzentren auf kommunaler Ebe­
ne und die Besetzung von Brand­
und Katastrophenschutzinspekteu­
ren mit hauptamtlichen Feuerwehr­
beamten. Dies trägt den gestiegenen 
Anforderungen Rechnung und för­
dert die effektive Gefahrenabwehr 
vor O rt. Das Zwei-Stabs-Modell un­
ter Leitung des kommunalen Haupt­
verwaltungsbeamten (Landrat bzw. 
Oberbürgermeister) wird künftig vor­
geschrieben sein, um eine klare und 
effektive Einsatzleitung sicherzu­
stellen. 

Das neue Landesbrand- und 
Katastrophenschutzgesetz sieht zu­
dem die Einführung von Begrifflich­
keiten wie „Großschadenereignis" 
und „Katastrophenfall" vor, um die 
Einsatzleitungen klar zu definieren. 
In diesem Zusammenhang wird auch 
eine Pflicht ffü Verbandsgemeinden 
und Landkreise eingeführt, regel­
mäßige Bedarfs- und Entwicklungs­
pläne aufzustellen, die für die Leis­
tungsfähigkeit der Gefahrenabwehr 
von großer Bedeutung sind. 

Investition in eine sichere 
Zukunft 
Obwohl der Prozess der Neuaufstel­
lung noch lange nicht abgeschlossen 
ist, geht es bereits kräftig voran. Die 
dargestellten Neuerungen zeigen, 
dass bereits große Schritte auf dem 
Weg zu resilienteren Strukturen ge­
gangen wurden. Ebenso große Schrit­
te liegen noch vor uns. 

Ich bin überzeugt: Investitio­
nen in den Katastrophenschutz sind 
Investitionen in die Zukunft. Sie 
stärken die Sicherheit der Men­
schen und damit das Vertrauen in 
staatliches Handeln insgesamt. In 
Rhein land-Pfalz werden wir diesen 
Weg deshalb entschlossen fortset-
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Ubungsszenario: Land unter in der 

VG Rheinauen 
Die Verbandsgemeinde Rheinauen besteht aus den Ortsgemeinden 
Altrip, Neuhofen, Otterstadt und Waldsee mit insgesamt rund 
24.500 Einwohnern und einer Fläche von etwa 50 Quadratkilome­
tern. Sie liegt im Rhein-Pfalz-Kreis entlang des Rheins zwischen 
den Städten Speyer und Ludwigshafen. Das größte hochwasserbe­
dingte Gefährdungspotenzial besteht in Altrip. Die Ortsgemeinde 
liegt in einem Rheinbogen, durch den Rheinhauptdeich geschützt 
teilweise nur 100 Meter vom Fluss entfernt. Bei einer Überflutung 
wären alle 7.800 Einwohnende betroffen. 

Insgesamt befinden sich in der Ver­
bandsgemeinde rund 14 Kilometer 
Rheinhauptdeich, der bei Altrip den 
Strom sowie bei Otterstadt und Wald­
see den Angelhafer und den Otter­
städter Altrhein flankiert. Eine wei­
tere Herausforderung sind zahlrei­
che Camping- und Wassersportanla­
gen, die größtenteils wasserseitig vor 
dem Deich liegen. Zusätzlich liegt in 
der Einsatzverantwortung der Feuer­
wehr Otterstadt die Kollerinsel, eine 
von Rhein und Altrhein umschlos­
sene Halbinsel, die zur Gemeinde 
Brühl und somit zu Baden-Württem­
berg gehört. Dort gibt es auf zwei 
Warften einen Reiterhof und einen 
Wochenend- und Campingplatz für 
zirka 600 Personen. Die Halbinsel 
wird im Hochwasserfall vollständig 
von Wasser umschlossen und wurde 
vor mehreren Jahren als gesteuerter 
Polder ausgebaut. 

Die Feuerwehr der Verbands­
gemeinde Rheinauen besteht aus vier 
Teileinheiten (aus jeder Ortschaft) , 
mit zirka 160 aktiven Mitgliedern, 
drei Jugendfeuerwehren, Alterska­
meradschaften, 23 Fahrzeugen und 
sieben Booten. Für die A larm- und 
E insatzplanung (AEP) gibt es einen 
umfassenden „A larm- und Einsatz­
plan Hochwasser R hein", in dem un­
ter anderem Alarmierungsketten, Vor­
gehensweisen und Ansprechpartner 
für den Notfall hinterlegt sind. Der 
Deich wird im Hochwasserfall durch 
ausgebildete Deichläufer aus örtli­
chen Bauhöfen und Feuerwehr über­
wacht und verteidigt. Die Koordi­
nierung erfolgt durch die Führung 
der Feuerwehr. 

Die Übung und ihre strategischen 
und operativen Ziele 
Tn der VG R heinauen wurde unter 
Beteiligung von Feuerwehr, THW, 
DLRG und Schnelleinsatzgruppen 
(SEG) mit der SGD Süd, dem Ver­
waltungsstab der Verbandsgemein-

de sowie dem Krisenstab des Rhein­
Pfalz-Kreises (Untere Katastrophen­
schutzbehörde) eine Katastrophen­
schutzübung „Extremhochwasser" 
durchgeführt. Dabei wurde von ei­
nem extremen Hochwasser-Szenario 
(größer HQlOO) mit einem prognos­
tizierten Rhein-Pegel von bis zu 9,40 
Meter ausgegangen. Bei der Übung 
wurden mehrere Abschnitte bespielt: 
Deichkontrolle, Sandsackfüllplatz, 
Sandsacklogistik, Deicherhöhung 
(Verbau der Sandsäcke) und die 
nachgestellte Evakuierung einer Pfle­
geeinrichtung. Dazu kamen indivi­
duell eingespielte lagebedingte be­
gleitende Einsätze. 

Ziel war es, sowohl den „Alarm­
und E insatzplan Hochwasser" als 
auch das neu erste llte Sandsackfüll­
und Logistikkonzept der VG Rhein­
auen zu testen und auf Optimie­
rungspotenzial zu prüfen. G leichzei­
tig sollten Erkenntnisse über den er­
forderlichen personellen, technischen 
und zeitlichen Aufwand gewonnen 
werden. Derlei Übungen bieten auch 
die Möglichkeit, das koordinierte Zu­
sammenwirken mehrerer Hilfsorga­
nisationen wie Feuerwehr, THW, 
DRLG und SEG zu trainieren . 

Außerdem sollten bei der Übung 
- in dieser Konstellation erstmalig -
vier Führungsorgane zusammenar­
beiten. Der Krisenstab, zusammen­
gesetzt aus Mitarbeitenden der Kreis­
verwaltung unter Leitung des Land­
rats, und der Verwaltungsstab, gebil­
det aus Mitarbeitenden der Ver­
bandsgemeindeverwaltung unter Lei­
tung des Bürgermeisters, bildeten die 
beiden administrativen/organisato­
rischen Führungseinheiten. Die „Tech­
nische Einsatzleitung" (TEL), in 
ihren Stabsfunktionen besetzt aus 
ehrenamtlichen Feuerwehrangehöri­
gen aus dem Rhein-Pfalz-Kreis un­
ter Leitung des Brand- und Kata­
strophenschutzinspekteurs (BKI), so­
wie die Führungsstaffel der Feuer-
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wehr VG Rheinauen. Diese wurde 
bei der Übung vom Altriper Wehr­
führe r geleitet, da der Wehrleiter 
und sein Stellvertreter als Übungs­
leiter agierten. Somit galt es auch, 
die vorhandenen Kommunikations­
und Informationsschn ittstelle n so­
wie vorgegebene Entscheidungswe­
ge „unter Last" zu prüfen. 

Die Übungsplanung: Was es zu 
beachten gilt 
Die Planung der Hochwasserübung 
erstreckte sich über mehrere Mona­
te und wurde im Wesentlichen vom 
Wehrleiter der VG Rheinauen erle­
digt. Dabei zeigte sich, dass die Um­
setzung der oben angesprochenen 
Ziele, insbesondere die Ermittlung 
möglichst realistischer Lagedaten, 
nicht nur eine zeitliche Herausfor­
derung war. Die Vorbereitung er­
folgte in enger Abstimmung mit der 
SGD Süd Deichmeisterei Speyer. 
Die zuständigen Mitarbeiter liefer­
ten im Vorfeld wertvolle Daten, die 
als G rundlage für ein realitätsnahes 
Szenario dienten. Zudem waren sie 
im Ü bungsverlauf beratend in die 
Stabsarbeit, die Einsatzleitung und 
die Maßnahmen am Deich einge­
bunden. Zur Vorbereitung der Übung 
gab es mehrere Besprechungen auf 
Kreis- und kommunaler Ebene mit 
Landrat, Bürgermeister, Vertretern 
aus beiden Verwaltungen, BKI und 
Wehrleitung. Dabei wurden, neben 
allgemeinen organisatorischen The­
men und der Pressearbeit, im We­
sentlichen Zuständigkeiten und Kos­
tenübernahmen geklärt. Dank der 
ehrenamtlichen Planung und der 
Durchführung mit überwiegend eh­
renam tlichen Kräften hielten sich 
die Kosten in sehr überschaubarem 
Rahmen. Im Wesentlichen fielen nur 
Kosten für Kraftstoffe, Verpflegung 
und 5.000 Sandsäcke an. 

Nach der Entscheidung zum 
grundsätzlichen Szenario der Übung 
erfolgte die Feinplanung. Zuerst wur­
de die tatsächliche Überströmungs­
höhe im beübten Deichabschnitt und 
daraus abgeleitet der Scheitelwert 
des Hochwassers für die Übung er­
mittel t. Es musste eine - auch im 
zeitlichen Verlauf - realistische Hoch­
wasserwelle im Bereich Maxau bis 
Mannheim abgebildet werden. 

Unter Berücksichtigung der kon­
struierten Hochwasserwelle konnte 
die zeitliche und örtliche Lageent­
wicklung für die einzelnen Übungs­
abschnitte beziehungsweise Einsatz­
stellen geplant und kartiert werden. 
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Ebenso wurden Logistik- und Eva­
kuierungsrouten geplant. Für die 
Deichläufer wurden Schilder vorbe­
re itet , die während der Übung die 
Entwicklung der Pegel und - ver­
te ilt am gesamte n Deich innerhalb 
der VG - beobachtbare E reignisse 
wie Quellen, Veränderungen der 
Sickerlinie und Hä ufung von Treib­
gut darstellten. 

Weil es bei jedem Hochwasser 
zu Einsätzen kommt, die in den meis­
ten Fällen durch Personen verur­
sacht werden, die Verhaltens- oder 
Warnhinweise missachten, wurden 
auch solche Notlagen eingespielt. Es 
kann sich um Menschenrettung, 
Bergung von Fahrzeugen im Wasser 
oder die Eindämmung und Beseiti­
gung von Ölverschmutzungen han­
deln. Diese am Übungstag zusätz­
lich flexibel eingespielten Szenarien 
dienten auch dazu, alle Kräfte ange­
messen einzubinden. 

Die (Übungs-)Lage 
Aufgrund besonderer Wetterlage wur­
den schnell ansteigende Pegel im 
Bereich Speyer - Mannheim von bis 
zu 9,40 Meter prognostiziert. Somit 
drohte eine Überspülung des Dei­
ches im Bereich vor Altrip. Eine 
Überspülung führt mit hoher Wahr­
schein lichkeit zum Versagen des 
Schutzbauwerks. Die Folgen wären 
erstes Eindringen des Wassers in die 
Ortslage Altrip nach zirka 30 Minu­
ten mit anschli eßender Überflutung 
des gesamten Orts innerhalb von 48 
Stunden. Dabei entstehen Einstau­
höhen von bis zu vier Metern. Das 
verbleibende Zeitfenster für eine 
Evakuierung der rund 7.800 Bewoh­
ner über die beiden vorhandenen 
Zufahrtsstraßen beträgt weniger als 
12 Stunden. Danach sind auch diese 
Straßen überflutet. Bei einem länger 
anstehenden hohen Scheitelwert des 
Rheins würden auch Ortsteile der 
Gemeinden Neuhofen, Waldsee und 
Rheingönheim innerhalb von drei 
bis vier Tagen überflutet werden. 

Führungs- und Stabsarbeit 
Im administrativ/organisatorischen 
Bereich arbeitete der Verwaltungs­
stab der Verbandsgemeinde Anfra­
gen/Aufgaben auf kommunaler Ebe­
ne bis Alarmstufe 3 ab. Der Krisen­
stab der Kreisverwaltung übernahm 
die ihm gemäß LBKG (Landesge­
setz über den Brandschutz, die all­
gemeine Hilfe und den Katastro­
phenschutz) zugeordneten Aufgaben 
ab Alarmstufe 4. Für den Verwal-

tungsstab waren das die Klärung von 
Fragen zur Anzahl gefährdeter/be­
troffe ner Haushalte/Personen und 
kritischer Infrastruktur, die Identifi­
kation vulnerabler Bevölkerungs­
gruppen und Maßnahmen zu deren 
Schutz, die Zusammenarbeit mit der 
operativ/taktischen Einsatzleitung so­
wie die Abstimmung von Bevölke­
rungswarnung und der Medienarbeit 
mit der Einsatzleitung und dem Kri­
senstab. Darüber hinaus waren auch 
ordnungsrechtliche Fragen zu klären. 

Der Krisenstab arbeitet kreis­
weit in Z usammenarbeit mit der 
„Technischen Einsatzleitung" an über­
geordneten Aufgaben wie der Eva­
kuierung und Unterbringung von Be­
troffenen. Er unterstützt alle Gemein­
den des Kreises und übernimmt auch 
Klärungen mit Landesbehörden. 

Die operativ/taktische Leitung 
gliederte sieb ebenso - für alle Auf­
gaben, die den Alarmstufen 1 bis 3 
zugeordnet werden - in die kommu­
nale Ei nsatzleitung der Feuerwehr 
(Abschnittsleitung „AL Rheinauen") 
und für Aufgaben ab Alarmstufe 4 
die Einsatzleitung des Brand- und 
Katastrophenschutzes auf Kreisebene 
(„Technische Einsatzleitung" TEL 
RPK). Die AL Rheinauen war ver­
antwortlich für die Deichkontrolle, 
Bewertung von Schäden und Ab­
stimmung erforderlicher Maßnah­
men mit der Deichmeisterei bzw. 
Fachberatern, Erstellung von Ein­
satzaufträgen sowie die Anforde­
rung und Koordination der erforderli­
chen Kräfte. Weiterhin oblag ihr die 
Verantwortung für den sogenannten 
Grundschutz und alle weiteren an­
fallenden Einsätze in der Verbands­
gemeinde. Dazu disponierte und führ­
te sie eigene und durch die TEL über 
einen Bereitstellungsraum zugeordne­
te Kräfte aller Hilfsorganisationen. 

Die TEL RPK erhielt einsatz­
bedingte Material- und Personal-An­
forderungen aus allen betroffenen 
Kreisgemeinden und koordinierte 
die Nachführung und Verteilung der 
verfügbaren Ressourcen aus Kreis 
und Land. Sie steht ab Stufe 3 den 
örtlichen Abschnittsleitungen - bei 
Bedarf - unterstützend zur Seite. 
Alle Einsätze ab Stufe 4 werden 
durch sie koordiniert und geleitet. 

Wesentliche Stationen 
Deichkontrolle 
Koordiniert durch die Abschnittslei­
tung VG Rheinauen erfolgte die Kon­
trolle des gesamten Deichabschnit­
tes der VG gemäß den Vorgaben des 
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Evakuierung Pflegeeinrichtung 
Aus Rücksicht auf die Mensche n 
der eigentlichen E inrichtung erfolgte 
die E vakuie rung mit Statisten und 
aus einem Schulgebäude. Um R ea­
litätsnähe zu gewährleisten, war die 
Le ite rin mit Personal des Altriper 
Pflegehe ims anwesend. Die Statis­
ten wurden in alle Mobilitätskatego­
rien (liegend, sitzend im Rollstuhl 
sowie e ingeschränkt gehfähig mit 
Rollator) verteilt. 

Bereitstellungsraum 
Im Be re itstellungsraum wurden a lle 
exte rn nachrücke nde n Kräfte ge­

Die Station „ Sandsackfüllplatz" Foto: Freiwllige Feuerwehr Otterstadt sammelt und nach Anforde rung de n 

Station „ Deicherhöhung": Einweisung der Hilfskräfte durch Deichmeisterei und Fachberatung 
THW Foto: Freiwllige Feuerwehr Otterstadt 

AE P H ochwasser durch D eichläu­
fer. Sie beobachten Verände rungen 
am De ich, kontrollieren diesen be­
züglich Schäden , lesen die örtlichen 
Pegel ab und e rstatten Meldung an 
die örtliche Feuerwehreinsatzzentrale 
(FEZ). Diese dokumentiert alle Mel­
dungen und gibt wichtige Informa­
tionen zur Bewe rtung und Maßnah­
menbildung an die Abschnittsleitung 
VG bzw. die Führungssta ffel weite r. 

~ Deichverteidigung 
~ Schäden am D eich werden - in Ab­
~ stimmung mit der De ichmeisterei -
'ö 
§ durch Kräfte der Feuerwe hr einge-
~ dämm t oder behobe n. In de r Ü bung 
~ wurden zwei re levante Schadstelle n 
" ~ vorgegebe n, die aktive Maßnahme n 
2 e rforderte n. 
;;; 

Sandsackfüllplatz 
D as e ntwicke lte Sandsackfüll- und 
Logistikkonzept sieht vor, dass die A b­
füllung der Sandsäcke an einer Kies­
oder Sandförderstelle erfolgt. Hierzu 
wurd e n mit de n je weiligen Firme n 

Absprachen getroffen. Für die Ü bung 
wurde das Kieswerk in Waldsee ge­
nutzt. D er Füllplatz stellt nach be­
stehende m Konzept einen eigenstän­
digen U nte rabschnitt dar. Do rt kön­
nen - nach einer Nutzungs- und Sicher­
heitsunterweisung - auch zivile Kräf­
te (Spontanhelfer) e ingesetzt werden. 

Sandsacklogistik 
D er Transport vom Füllplatz zum 
D eich wurde e benfalls a ls eigene r 
Unterabschnitt geführt. Im Rahme n 
d er Ü bung wurde n ausschlie ßlich 
Logistikfahrzeuge von Feue rwehr und 
THW genutzt. 

Deicherhöhung 
Auch hier kam e ine eigene Unter­
abschnittsle itung zum E insatz. Die 
Deicherhöhung erfolgte mit be raten­
de r Unte rstützung von Mitarbeitern 
der SGD Süd De ichmeistere i Speyer 
und Fachberatende n des THW. Der 
Verbau wurde vo m Personal eines 
we itere n Löschhilfezugs a us de m 
Rhein-Pfalz-Kre is durchgeführt. 

jeweiligen E insatzstelle n zugeführt. 
Auch e r bildete e ine n eigenen U n­
terabschnitt mit einer Führungsein­
he it. 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
[nteressie rte Bürgerinnen und Bür­
ger, Mitglieder der politischen G re­
mien und auch die Presse sollten die 
Möglichkeit ha be n, sich übe r die 
Ü bung zu informie re n oder sie live 
zu beobachte n. 

Daher erfolgte eine Vorbericht­
erstattung in Amtsblatt und Tages­
zeitung. Für den Ü bungsverlauf wur­
de ein Presse- und Medie nteam so­
wie eine Besuche rbe treuung inklu­
sive Transportmitte l für den Trans­
fer zwische n den Ü bungsschauplät­
zen, bereitgestellt. Im Nachgang wurde 
in der Tagespresse über Verlauf und 
Ergebnisse berichtet. 

Ablauf der Übung 
Am Vortag de r Übung (Freitag) be­
fand sich die Feuerwehr der YG be­
re its im s.imulierte n Hochwasser­
dienst mit Pegelbeobachtung, Deich­
kontrolle und Umsetzung begleiten­
de r Maßnahmen. Auf G rund der zu 
e rwartenden Pegelstände wurde der 
Bürgerme ister informiert, de r wie­
derum den Verwaltungsstab de r VG 
Rheinaue n aktivierte. Dieser nahm 
zum Mittag seine Arbeit auf. Es e r­
folgte eine Lageeinweisung des Sta­
bes durch den Wehrleiter. Die ein­
gespie lte n Pegelprognosen wurde n 
in Zusammenarbeit mit der SGD Süd 
Deichmeisterei ausgewertet und mög­
liche Folgen analysiert. Es wurde be­
schlossen, die mögliche Ü berspülung 
des Deiches in einem Teilbereich von 
zirka einem Kilometer Lä nge durch 
eine Deicherhöhung mit Sandsäcken 
zu verhindern. Des Weiteren wurden 
die Folgen e ines Deichversagens ana­
lysiert. Auf Grund der E rgebnisse 
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wurden BKI und Landrat über die 
Lage informiert und das weitere 
Vorgehen abgestimmt. Die örtliche 
Einsa tzleitung ermitte lte den Be­
darf an Einsatzkräften, Gerät und 
Material von FW, SEG, DLRG und 
THW und übermittelte diese an die 
Technische Einsatzleitung. Diese ge­
nerierte die Marschbefehle für die 
erforderlichen Hilfsorganisationen 
und Einsatzkräfte. Die Alarmierung 
erfolgte zum nächsten Morgen in den 
Bereitstellungsraum. Danach pau­
sierte die Arbeit aller bis dahin be­
teiligten Stabs- und Feuerwehrkräf­
te bis zum nächsten Morgen. 

Am Samstagmorgen nahmen 
die Stäbe sowie die Führungseinhei­
ten ab zirka 8 Uhr ihre Arbeit wie­
der auf. Parallel rückten die nach­
alarmierten Kräfte zum Bereitstel­
lungsraum an. Die Übung der ope­
rativen Kräfte begann ab 9 Uhr mit 
Abruf der externen Kräfte aus dem 
Bereitstellungsraum. Sie wurden an 
den o ben aufgeführten Stationen 
tätig. Angepasst auf das verfügbare 
Perso nal im Bereitstellungsraum 
wurden weiter Einsätze eingespie lt. 
Die Verpflegung erfolgte im Übungs­
verla uf durch die SEG „Versor­
gung" über den Bereitstellungsraum. 
Diese r war auch Zielpunkt für die 
evakuierten Menschen, die dort von 
der SE G „Betreuung" empfangen 
und versorgt wurden. 

Die Übung endete am Nach­
mittag mit kurzen Nachbesprechun­
gen in den beiden Stäben und mit 
den operativen Kräften. 

Beobachtungen und Erkenntnisse 
Die Übung zeigte, dass Verbesse­
rungen bei der Übergabe der Ein­
satzle itung von kommunaler Ebene 
auf Kreisebene erforderlich sind. 
Beide Gremien hatten zwischenzeit-
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Abgeleitete Maßnahmen 
Für die VG Rheinauen wurden folgende Maßnahmen beschlossen : 
- Weitere Qualifizierungs- und Übungsveranstaltungen für den Verwaltungsstab 

der VG Rheinauen. 
- Erweiterung der technischen Ausstattung der beiden VG-Führungsorgane im 

Bereich EDV und Kommunikation. 
- Klärung und Definition der Schnittstellen mit dem Krisenstab der KV RPK. 
- Einzelne Anpassungen im AEP- Hochwasser der VG Rheinauen . 
- Ergänzung des AEP- Hochwassers der VG Rheinauen mit den zusätzlichen 

Handlungsbereichen „Nicht ertüchtigte Deichabschnitte" & „Riegeldeiche". 
- Gründung einer „Wasserwehr" zur festen Integration weiterer Hilfsorganisatio-

nen und ziviler Kräfte in den HW-Schutz der VG. 
Zusätzlich wurde für die Feuerwehren Rhein- Pfalz-Kreis aus den Wehrleitungen 
der Rheinanlieger eine Arbeitsgruppe „Hochwasser" auf Kreisebene gebildet. Die­
se erarbeitete ein Schulungskonzept für die „flussfernen" FW-Kräfte sowie einen 
Vorschlag für die t echnische Hochwasser-Schutzausstattung auf Kreisebene gern. 
§5 der Feuerwehrverordnung RLP. 

lieh ein unterschiedliches Lagebild 
entwickelt. Es bedarf daher klarer 
Regelungen und Abläufe bezüglich 
Lageeinweisung, Kommunikation und 
Informationsfluss. Das ist auch des­
wegen wichtig, weil zusätzlich einge­
spielte Einsätze mit zu großem Zeit­
verzug bearbeitet wurden, da der 
zielgerichtete Abruf von Kräften aus 
dem Bereitstellungsraum zu lange 
dauerte. 

Auch im Bereich der Krisen­
kommunikation zeigte sich Hand­
lungsbedarf. Sie erfordert vorberei­
tete Standards, definierte Zuständig­
keiten und Schnittstellen, um e r­
höhten Zeitaufwand für notwendige 
Abstimmungen zu vermeiden. 

Tm operativen Bereich wurde 
der Ansatz bestätigt, dass insbeson­
dere bei Flächenlagen die Koordi­
nation zugeführter externer Einhei­
ten durch die kommunale Führung 
(hier Abschnittsleitung VG) erfol­
gen muss. Um „externe" Kräfte effi­
zient und schnell einzusetzen, erfor­
dert es bei diesen zumindest Grund­
kenntnisse im Bereich Hochwasser 
und Deichschutz. Ebenso zeigte sich, 

dass die regional vorhandenen/ver­
fügbaren technischen Ressourcen für 
derartige Lagen nicht ausreichen. 

Fazit 
Final betrachtet war die Übung er­
folgreich. Die Kommunikation und 
Abstimmung zwischen dem Verwal­
tungsstab der VG und der Füh­
rungsstaffel der VG-Feuerwehr lief 
trotz erstmal iger Zusammenarbeit 
gut. Auch wenn die Bereiche Sand­
sackfüllplatz, -logistik und Deicher­
höhung nicht unter Volllast liefen, 
hat die Übung gezeigt, dass das ent­
wickelte Konzept zum Sandsackma­
nagement funktion iert. Zudem ge­
nerierte sie viele hilfreiche Erkennt­
nisse für die weitere Optimierung 
von Abläufen und Schnittstellen bei 
der Führungs- und Stabsarbeit, die 
Einsatzplanung sowie die grund­
sätzliche Vorbereitung auf Hoch­
wasserlagen. Viele der oben ange­
führten Maßnahmen sind inzwischen 
umgesetzt. 

Zudem hat sich der große Pla­
nungsaufwand nicht nur für die 
Übung gelo hnt. Die intensive Aus­
einandersetzung mit historischen und 
aktuellen Hochwasserdaten und Ge­
gebenheiten am D eich brachte auch 
weitere Erkenntnisse für die Alarm­
und Einsatzplanung sowie die Aus­
bildung von Führungskräften und 
Deichläufern. Für Rückfragen: 
wehrleiler@feuerwehr-vg-rheinauen.de 

Michael Jaspers, 
Wehrleiter Freiwillige 
Feuerwehr Verbands­
gemeinde Rheinauen 



Wo der Katastrophenschutz im Landkreis zuhause ist 
Der Landkreis Bernkastel-Wittlich investiert mit dem Bau eines Katastrophenschutzzentrums in die Zu­
kunft. Auch aktuell ist man mit einer Übergangslösung schon sehr gut aufgestellt. Nicht zuletzt die 
durch das Sturmtief Bernd im Juli 2021 ausgelöste Flutkatastrophe hat gezeigt, vor welch großen Her­
ausforderungen der Katastrophenschutz in den nächsten Jahren steht. Im Landkreis Bernkastel-Wittlich 
ist man sich dieser Verantwortung bewusst und investiert stetig in den Ausbau der Strukturen. 

Als eine r der ersten Landkreise in 
Rheinland-Pfalz hat man die F unk­
tion des Brand- und Katastrophen­
schutzinspekteurs ins Hauptamt über­
führt und die Katastrophenschutz­
dienststelle als Stabsstelle des Land­
ra tes eingerichtet. Wesentlicher Be­
standteil der D efinition einer Katas­
trophe ist, dass diese nur unter einer 
einheitlichen Führung bewältigt wer­
den kann. Hierbei spie lt eine Füh­
rungseinrichtung mit entsprechender 
Infrastruktur eine wichtige Rolle. 

Ausgangslage und zukünftige 
Planung für die Unterbringung 
des Katastrophenschutzes 
Bis zum Jahr 2021 nutzte der opera­
tiv-tak tische Stab hierzu R äume in 
der Gemeinde Maring-Noviand der 
Verbandsgemeinde Bernkastel-Kues. 
Die Ausstattung des Stabsraumes 
musste bei jedem Einsatz aufgebaut 
werden, was den entsprech ende n 
Vorlauf bis zur Aufnahme der Stabs­
tätigkeit verlängerte. Als diese Räu­
me wegen Eigennutzung der Ge­
meinden aufgegeben werden mussten, 
wurde die Idee des Neubaus eines 
Katastrophenschutzzentrums e ntwi­
ckelt. Nach einer Planungsphase mit 
Grundstückssuche und den nö tigen 
politischen Beschlüssen ist dieses Pro­
jekt au( dem Weg. Au( einem kreis­
eigenen Grundstück räumlicher Nähe 
zur K re isverwaltung soll das ne ue 
Katastrophenschutzzentrum bis En­
de 2027 Realität werden und fo lgen­
de Komponenten umfassen: 
• Büroräume der Stabsstelle 

Brand- und Katastrophenschutz 
• Stabsräume im Stabszellenmodell 

für den operativ-taktischen und 
den Verwaltungsstab 

• Eine Fahrzeugh alle für die 
Katastrophenschutzfahrzeuge 

• Ein Katastrophenschutzlager 
für die zentral vorgehaltene 
Ausstattung und Materialien 
des Katastrophenschutzes 

• Eine zentrale Atemschutz- und 
Gefahrstoffausrüstungswerkstatt 
des Landkreises 

• Eine Atemschutzübungsstrecke 
und Sch ulungseinrichtungen für 
die Kreisausbildung 

Alles in allem ein für Rheinland­
Pfalz bisher einmaliges Projekt nach 
de m Muster der Bundesländer Nie­
dersachsen und Schleswig-Holstein. 
Auch wenn die Katastrophenschutz­
züge und we itere Einheiten des 
Landkreises weiterh in disloziert bei 
den Feuerwehren und Hilfsorga ni­
sationen aufgestellt werden, entsteht 
hie r ein zentraler Standort der Füh­
rungs- und Die nstl e istungsstruktur 
des Katastrophenschutzes. 

Aktuelles Katastrophenschutz­
zentrum als Übergangslösung 
Allen Verantwortlichen und politi­
sche n Gremie n im Landkre is war 
klar, dass nach der Aufgabe der bis­
he rigen Stabsräume e ine Übergangs­
lösung bis zur Fertigstellung des 
ne uen Katastrophenschutzzentrums 
gefunde n werden musste. Hie rzu 
konnten nach kurzer Suche das ehe­
malige Verwaltungsgeb ä ude eines 
Baustoffhandels und die nebenlie­
gende Halle angemietet werden. Teile 
der Liegenschaft wurden vorn Land­
kreis schon als Impfzentrum genutzt. 
Erste Pläne, diese Liegenschaft um­
zu baue n und daue rhaft als K ata­
strophenschutzzentrum zu nutzen, 
wurden aus verschiedenen Gründen 
zugunsten e ines Ne ubaus „auf der 
g rüne n Wiese" verworfe n. Für die 
Übergangszeit stellt aber auch die 
Interimslösung sehr gute Arbeitsbe­
dingungen für die Stabsarbeit zur 
Verfügung. 

Der Stabsraum ist multifunktional ausgestattet. 

Räume und Ausstattung des 
aktuellen Katastrophenschutz­
zentrums Bernkastel-Wittlich 
Aktuell stehen dem Katastrophen­
schutz folgende Räumlichke iten zur 
Verfügung: 
• Ein Stabsraum für den operativ­

taktischen Stab mit fester Aus­
sta ttung 

• Ein weiterer Stabsraum für 
den Verwaltungsstab. Dieser 
wird auch multifunktionell als 
Sch ulungsraum genutzt. 

• Zwei Großbüros für die Fachbe­
rater und die Verbindungspersonen 

• Ein Büro für die Leitung und den 
inneren Dienst 

• Ein Büro für das Sachgebiet 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

• E ine Informations- und Kommu­
nikationszentrale mit separatem 
Raum für Drucker und Technik 

• E ine Teeküche mit kleinem Lager 
• Sanitäre Anlagen und H a uswirt­

schaftsraum 
• E ine große Fahrzeughalle mit 

zentralem Katastrophenschutzlager 
• Materiallager im Untergeschoss 

der Stabsräume 
Des Weiteren steht eine große Hof­
fläche in e inem komplett umzäun­
ten Gelände zur Verfügung. Als Be­
sonderhe it ist zu e rwähnen, dass der 
Kreisf euerwehrverband und der Kreis­
jugendfeuerwehrverband das Büro 
des Sachgebietes Presse- und Me­
dienarbeit auße rhalb von Ü bungen 
und Einsätzen für ihre Zwecke nutzt. 
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Außerdem ist die komplette Aus­
stattung beider Verbände im Materi­
allager untergebracht. 

Stabsraum des operativ­
taktischen Stabes 
Der Stabsraum ist multifunktional 
ausgestattet. Die Telefonanlage bietet 
die Möglichkeit, 999 Rufnummern 
zu schalten, theoretisch könnte hier 
auch ein Callcenter zur Krisenkom­
munikation betrieben werden. Die 
IT wird zentral über die Kreisver­
waltung administriert, ein Redun­
danzserver steht im Katastrophen­
schutzzentrum. Die Lagedarstellung 

Das Büro der Fachberater 
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wird in getaktete n Zeitabständen 
übe r eine Deckenkamera dokumen­
tiert. Für jeden Arbeitsplatz stehen 
H eadsets, e in separater LAN-Zu­
gang, Steckdosen und Ladebuchsen 
für Mobilgeräte zur Verfügung. Das 
Foto auf Seite 363 zeigt den Stabs­
raum aus der Perspektive des Sich­
ters. 

D ie Arbe itsplätze sind nicht 
festen Sachgebietsfunktionen zuge­
te ilt, sonde rn können je nach Erfor­
dern is der Lage individuell besetzt 
werden. Damit wird den unterschied­
lichen Kommunikationswegen lage­
spezifisch Rechnung getragen. 

Ein Blick ins Katastrophenschutz­
lager und die Fahrzeughalle 

Stabsraum des Verwaltungs­
stabes und Funktionsräume des 
Katastrophenschutzzentrums 
Der Stabsraum des Verwaltungssta­
bes ist im Einsatzfall mit Notebooks 
und DECT-Telefonen ausgestattet. 
D ie Lage kann zentral vom Sachge­
biet 2 (Lage) auf alle Smartboards 
und Fernseher in den Räumen über­
tragen werden. Das Büro der Fach­
berater, Bild mitte, verfügt zudem 
über eine eigene kleine Küchenzeile 
und einen angegliederten Bespre­
chungsraum für acht Personen. 

Fahrzeughalle und Katastrophen­
schutzlager 
Ein Blick ins Katastrophenschutz­
lager und die Fahrzeughalle: Hier 
werden zentrale Ausstattungen wie 
Feldbetten, Patientendecken, Not­
falltankstellen, Stromerzeuger und 
mobile Warn anlagen zur Bevölke­
rungswarnung gelagert. Des Weite­
ren finden hier die Führungsfahr­
zeuge und selbst eine Wa ldbrand­
raupe ihren Platz. 

Ausgetretene Pfade verlassen 
und neue Wege in die Zukunft 
beschreiten 
D ie Zeiten von Stabseinrichtungen 
in Kelle rräumen, oftmals a ls not­
wendiges Übel betrachtet, gehören 
sicher der Vergangenheit an. Der 
Katastrophenschutz eines Landkrei­
ses braucht einen sicheren Anker 
zur Gewährleistung der Gefahren­
abwehr. Der Landkreis Bernkastel­
Wittlich beschreitet hier mit dem 
Bau eines umfassenden Gefahren­
abwehrzentrums neue Wege für das 
Bundesland Rhe inland-Pfalz. Aber 
auch aktue ll bietet die angemietete 
Übergangslösung ein breites Spek­
trum und hat sich innerhalb kürzes­
ter Zeit a ls Anlaufpunkt a ller Orga­
n isationen im Katastrophenschutz 
im Landkre is e tabliert. Positive Er­
fahrungen aus den e rsten abgear­
beiteten Lagen in dieser Struktur 
bestärken alle Verantwortlichen, den 
neuen Weg weiter zu beschreiten. 

Jörg Teusch, 
Brand- und Katastro­
phenschutzinspekteur, 
Kreisverwaltung 
Bernkastel-Wittlich 




